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Initiativ Antrag Rücknahme der Kürzungen für die dänischen Schulen

Der Kreisparteitag möge beschließen:

Der Kreisparteitag möge beschließen:

Die SPD – Landtagsfraktion wird aufgefordert sich mit allen Mitteln dafür einzusetzen 

die Kürzungen für die dänischen Schulen rückgängig zu machen.

Begründung: 

Es ist nicht einzusehen warum ein Kind der dänischen Minderheit weniger wert sein soll 

als ein deutsches Kind. Durch die Kürzungen sind 22 der 47 vorhandenen dänischen 

Schulen bedroht. Für die dänische Minderheit sind die Schulen der kulturelle Mittelpunkt 

ihres Lebens. 

Für viele dänisch – deutsche Ehepaare ist das vorhanden sein einer dänischen Schule 

vor Ort auch ein wichtiger Faktor bei der Wahl des Wohnsitzes. Gerade in vielen 

kleineren Gemeinden im Grenzgebiet können wir  es nicht riskieren Einwohner zu 

verlieren.  Es gibt bestimmt viele dänisch – deutsche Ehepaare die dann nach 

Dänemark ziehen würden.

Wenn die Landesregierung schon im Schulbereich sparen will dann bitte auf der ganzen 

finanziellen Unterstützung und nicht nur bei unseren dänischen Freunden und Familien. 

Durch den Wechsel auf deutsche Schulen würde nicht nur die dänische Minderheit 

langsam ausbluten. Es würde auch bedeuten das das Einsparpotenzial das die 

Landesregierung plant wegfallen würde, für das Jahr 2013 immerhin 4,7 Millionen Euro.

Außerdem sind dänische Schulen keine Privatschulen! Für die dänische Minderheit sind 

es reguläre Öffentliche Schulen. Und bis jetzt war es auch anerkannt das in Schleswig 

Holstein mehrere Bevölkerungsgruppen leben die gleichwertig zu behandeln sind. 

1995 hat Deutschland die Konvention zum Schutz nationaler Minderheiten anerkannt. 

Alleine dadurch verbietet sich schon die Kürzung die unsere Landesregierung hier 

plant.  


